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Einleitung

I. Anlass und Gegenstand der Untersuchung

Verbandsklagen sind im deutschen Prozessrecht seit Längerem etabliert.1 An
diesem tradierten Ansatz einer Übertragung der Prozessführungsbefugnis auf
qualifizierte Einrichtungen2 orientiert sich auch die Einführung einer allgemei-
nen zivilprozessualen Musterfeststellungsklage im Zuge des Dieselabgasskan-
dals.3 Während zugleich auf europäischer Ebene die Richtlinie über Verbands-
klagen zum Schutz der Kollektivinteressen der Verbraucher (nachfolgend: Richt-
linie)4 dem Ansatz einer Klageberechtigung qualifizierter Einrichtungen folgt.5

Wodurch die neuen Rechtsinstrumente augenscheinlich den Eindruck von Kon-
tinuität erwecken. Jedoch hatten die Verbandsklagen bislang keine über die Ver-
fahrensparteien hinausgehenden Wirkungen auf die individuellen Rechtsbezie-
hungen anderer Rechtssubjekte zur Folge.6 Im Gegensatz zum auf die Durch-
setzung privater Rechte ausgerichteten Zivilprozess, stellten die Verbandsklagen
einen Sonderbereich eines Schutzes überindividueller Interessen mit den Mitteln
des Zivilprozesses dar.7 Mit der Musterfeststellungsklage und der Richtlinie
dehnt sich der Anwendungsbereich der Verbandsklagen nunmehr aber bis in den
klassischen Kernbereich des Zivilprozesses aus. Entsprechend halten mit der Mus-

1 Grundsätzliche Ausgestaltung des kollektiven Rechtsschutzes als Verbandsklage:
Meller-Hannich, Gutachten A zum 72. Deutschen Juristentag, S. 76, vgl. die tabellari-
sche Übersicht: ebenda, S. 13. Siehe auch: Röthemeyer, in: Hk-MFKG, Einf., Rn. 65.
Allg. zu kollektivem Rechtsschutz: Menges, in: MüKoZPO, Vor § 606, Rn. 6.

2 Heese, JZ 2019, 429 (433); Röthemeyer, in: Hk-MFKG, Einf., Rn. 68; Meller-Han-
nich, VbR 2021, 40 (45). Die Ausgestaltung ähnele Unterlassungs- und KapMuG-Ver-
fahren: Koch, MDR 2018, 1409 (1411); siehe auch: Basedow, EuZW 2018, 609 (610).

3 Gesetz zur Einführung einer zivilprozessualen Musterfeststellungsklage vom 12.07.
2018, BGBl. I Nr. 26, vom 17.07.2018, S. 1151; Heese, JZ 2019, 429 (429); Koch,
MDR 2018, 1409 (1410); Nordholtz, in: Musterfeststellungsklage, § 1, Rn. 16, 52. Dar-
stellung der Rechtszersplitterung im Dieselskandal bei: Heese, NZV 2019, 273 (273 ff.);
Heese, NJW 2021, 887 (887 ff.). Zur Gerichtsbelastung: Stackmann, ZRP 2021, 189
(189).

4 Richtlinie (EU) 2020/1828 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25.11.
2020 über Verbandsklagen zum Schutz der Kollektivinteressen der Verbraucher und zur
Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG, ABl. L 409/1 vom 04.12.2020. Einen Überblick
bietet: Augenhofer, NJW 2021, 113 (114ff.).

5 Siehe nur: Art. 4 Abs. 1 RL.
6 Eine Ausnahme bildete § 11 S. 1 UKlaG: Walker, in: UKlaG, § 11, Rn. 2; Köhler,

in: Köhler/Bornkamm/Feddersen, UWG, § 11 UKlaG, Rn. 1; Stadler/Klöpfer, VuR 2012,
343 (344 f.).

7 Vgl. Musielak, in: Musielak/Voit, ZPO, Einl., Rn. 1.



terfeststellungsklage, und zukünftig mit der von der Richtlinie vorgegebenen Ab-
hilfeklage, der kollektive Rechtsschutz Einzug in die ZPO.8 In Folge dieser Ent-
wicklung könnte es zu einer Diskontinuität zum tradierten Zivilprozess kommen.
Jedoch sollte die Aktualität dieser Entwicklung nicht verdecken, dass die hier zu
thematisierende Problematik bereits wenige Jahre nach Einführung der ZPO Re-
levanz erlangte. Schon das Reichsgericht hat im Hinblick auf die gewillkürte Pro-
zessstandschaft von einem „nicht unerheblichen Eingriff in das Gefüge des Zivil-
prozesses“ gesprochen.9 Dieses Diktum folgte der Erkenntnis, dass die ZPO von
einer Rechtsdurchsetzung durch den Rechtsinhaber ausgeht und die Prozessfüh-
rung durch Rechtsfremde die Ausnahme darstellt.10 Bereits aus diesem Grunde
erscheint es lohnenswert die Eingliederung der neuen Instrumente des kollek-
tiven Rechtsschutzes in die Zivilprozessordnung zu untersuchen.11

Weder auf nationaler12 noch auf europäischer13 Ebene stehen die zunehmend
breiteren Raum einnehmenden rechtspolitischen Debatten um kollektiven Rechts-
schutz für grundsätzlich neuartige Entwicklungen. Ihr Ursprung gründet in einer
fortschreitenden Technisierung und Industrialisierung, durch die signifikante
Veränderungen in den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen eingetreten sind, die
Schadensereignisse mit immer größerer subjektiver Reichweite zur Folge haben
können. Während für eine umfassende Bewältigung großer Schadensereignisse
die Erwartung gerechtfertigt wäre, dass dem Verfahrensrecht eine zentrale Rolle
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8 Für die Musterfeststellungsklage: Amrhein, Musterfeststellungsklage, S. 23.
9 RG, Urteil vom 05.01.1918, Az. V 279/17, RGZ 91, 390 (398). Siehe auch: Kurz-

weil, Entbehrlichkeit des rechtlichen Interesses, S. 79. Zum Zusammenhang mit dem
Erfordernis des eigenen rechtlichen Interesses siehe nur: Rüßmann, AcP 172 (1972),
520 (540 f.).

10 Vgl. zur Prozessführungsbefugnis: Loyal, in: Wieczorek/Schütze, ZPO, Vor § 50,
Rn. 12, 22, 57. Diese Feststellung hat ihre Gültigkeit behalten, vgl.: Schumann, Prozess-
ermächtigung, in: Festschrift Musielak, S. 457 (491). Auf die fehlende Abstimmung
weist Hoffmann, ZZP 130 (2017), 403 (423) hin. Vgl. bereits: Stegemann, ZZP 17
(1892), 326 (361, 363).

11 Dies bleibt auch zukünftig relevant, denn § 13 Abs. 1 VDuG-E verweist weitge-
hend auf die ZPO. Die hier aufgeworfenen Fragen stellen sich demnach trotz der Ver-
ortung in einem Sondergesetz weiterhin.

12 Vgl. zur rechtspolitischen Debatte: Meller-Hannich, Gutachten A zum 72. Deut-
schen Juristentag, S. 23. Ebenso: Heese, JZ 2019, 429 (430). Siehe bereits: v. Bar, Gut-
achten A zum 62. Deutschen Juristentag, S. 80 ff.; Wagner, Gutachten A zum 66. Deut-
schen Juristentag, S. 107 ff.; Micklitz, Gutachten A zum 69. Deutschen Juristentag,
S. 87ff. Siehe auch: Schneider, BB 2018, 1986 (1986): „Evergreen“; Nordholtz, in:
Musterfeststellungsklage, § 1, Rn. 1, zur Historie: ebenda, Rn. 44 ff.; Stadler, Bündelung
von Interessen im Zivilprozess, S. 1. Siehe auch: Halfmeier, ZRP 2017, 201 (201);
Voigt, ZZP 134 (2021), 343 (344).

13 Domej, ZEuP 2019, 446 (447) m.w.N. Siehe zu früheren Ansätzen und Überlegun-
gen: Stadler, GPR 2013, 281 (281 ff.); Meller-Hannich/Krausbeck, DAR-Extra 2018,
721 (721); Nordholtz, in: Musterfeststellungsklage, § 1, Rn. 33 ff. Einen Überblick bie-
tet: Meller-Hannich, Gutachten A zum 72. Deutschen Juristentag, S. 14 ff. Siehe auch:
Röthemeyer, in: Hk-MFKG, Einf., Rn. 26, 60 ff.



zukommt, blieb die Zivilprozessordnung seit ihrer Einführung in ihrem wesent-
lichen Kerngehalt unangetastet.14 Allerdings gehen – wie bereits angedeutet – die
erhebliche personale Breitenwirkung möglicher Schadensereignisse und ihre pro-
zessualen Implikationen über die klassischen Konstellationen des Zivilprozesses
hinaus.15 Infolge der Einführung kollektiver Rechtsschutzinstrumente innerhalb
der ZPO entspinnt sich ein Spannungsverhältnis durch die Differenzen zwischen
kollektivem Rechtsschutz einerseits und einer auf individuelle Rechtsverfolgung
angelegten Prozessordnung andererseits.16 Vornehmlich der Gesichtspunkt der
Repräsentation einer Vielzahl betroffener Rechtsinhaber durch nur einen Kläger
kann als prägende Besonderheit des kollektiven Rechtsschutzes in den mittler-
weile etablierten Ausgestaltungen charakterisiert werden.17 Dementsprechend soll
Gegenstand dieser Arbeit die Betrachtung der prozessualen Auswirkungen der
Zwischenschaltung eines Klägers sein, der in keiner materiellen Beziehung zu
den durchzusetzenden Ansprüchen steht. Sowohl die Musterfeststellungsklage18

als auch die einzuführende Abhilfeklage19 gehen von der Klage einer qualifizier-
ten Einrichtung für die Anspruchsinhaber aus. Aus einer Zweipersonenkonstel-
lation, wie sie im auf subjektive Rechtsverfolgung ausgelegten Zivilprozess
etabliert ist,20 wird auf diesem Wege eine faktische Mehrpersonenkonstellation,
wodurch aufseiten des Klägers eine Vielzahl von gleichgelagerten Interessen ge-
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14 Lüke, Beteiligung Dritter im Zivilprozeß, S. 1. Vgl. zum rechtspolitischen Hand-
lungsbedarf bei Massenphänomenen: Basedow, EuZW 2018, 609 (614); Domej, ZEuP
2019, 446 (448); dienende Funktion des Prozessrechts: Basedow, JZ 2018, 1 (1) m.w.N.
Beispiele bei Stadler, Bündelung von Interessen im Zivilprozess, S. 1 ff. Zur Einordnung
in den Kontext liberaler Prozessmodelle: Stürner, Liberalismus und der Zivilprozess, in:
Festschrift Frisch, S. 187 (193). Zur Reaktion des Rechtsdienstleistungsmarktes: Gsell,
BKR 2021, 521 (523).

15 Basedow, EuZW 2018, 609 (610); vgl. auch: Stadler, Bündelung von Interessen im
Zivilprozess, Vorwort, S. V.

16 Geiger, Kollektiver Rechtsschutz, S. 17; Stürner, Liberalismus und der Zivilpro-
zess, in: Festschrift Frisch, S. 187 (193 ff.); abl. daher: Bruns, NJW 2018, 2753 (2754f.).
Siehe auch: Gilles, ZZP 98 (1985), 1 (1 f.). Vorrang des Individualrechtsschutzes ggü.
dem Kollektivrechtsschutz: Fries, Verbraucherrechtsdurchsetzung, S. 183, zu systemi-
schen Problemen: ebenda, S. 185; dazu auch: Oehmig, Rechtsstellung des angemeldeten
Verbrauchers, S. 132 m.w.N.

17 Vgl. Eggers, Gerichtliche Kontrolle von Vergleichen, S. 54. Eine Betrachtung aus
der Perspektive der Verbraucher findet sich bei Oehmig, Rechtsstellung des angemelde-
ten Verbrauchers.

18 Siehe nur: Nordholtz, in: Musterfeststellungsklage, § 1, Rn. 23; Stadler, in: Musie-
lak/Voit, ZPO, Vor § 606, Rn. 3.

19 Augenhofer, NJW 2021, 113 (114); Meller-Hannich, VbR 2021, 40 (41); Horn-
kohl, EuCML 2021, 189 (191); Nordholtz, in: Musterfeststellungsklage, § 1, Rn. 41. Ei-
nen ersten Überblick zum Ref-E des VDuG bieten Vollkommer, MDR 2022, 325 ff.;
Schultze-Moderow/Steinle/Muchow, BB 2023, 72 ff.; Meller-Hannich, DB 2023, 628
(628 ff.), die insbesondere auch betont, dass es beim kollektiven Rechtsschutz um die
Verbindung des Klägers mit dem „Kollektiv“ gehe, vgl. ebenda (628f.).

20 Berger, ZZP 133 (2020), 3 (6); Jacoby, in: Stein/Jonas, ZPO, Vor § 50, Rn. 25.


